
— 1 —

B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Stadtbürgerschaft
16. Wahlperiode

Drucksache 16 / 215 S
07. 09. 04

–––––––
*) Die Anlage zu dem Bericht der Deputation für Bau und Verkehr ist nur den Abgeordneten

der Stadtbürgerschaft zugänglich.

Mitteilung des Senats vom 7. September 2004

Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt für ein Gebiet in Bremen-Neustadt zwischen
Weser, Werderstraße (einschließlich), Juliusweg, Kleine Weser und Fuldastraße
(Stadtwerder)

Als Grundlage der städtebaulichen Ordnung für das oben näher bezeichnete Ge-
biet wird der Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt vorgelegt.

Die Deputation für Bau und Verkehr hat hierzu am 25. August 2004 den als Anlage
beigefügten Bericht erstattet.

Dem Bericht der Deputation für Bau und Verkehr ist eine Anlage beigefügt, in der
die eingegangenen datengeschützten Anregungen einschließlich der hierzu ab-
gegebenen Stellungnahmen enthalten sind.*)

Der im Bericht erwähnte städtebauliche Vertrag wird nicht beigefügt, und kann
beim Senator für Bau, Umwelt und Verkehr bei Bedarf eingesehen werden.

Der Bericht der Deputation für Bau und Verkehr wird der Stadtbürgerschaft hiermit
vorgelegt.

Der Senat schließt sich dem Bericht der Deputation für Bau und Verkehr ein-
schließlich Anlage zum Bericht an und bittet die Stadtbürgerschaft, den Bebauungs-
plan 2222 mit Deckblatt in Kenntnis der eingegangenen Anregungen zu beschlie-
ßen.

Bericht der Deputation für Bau und Verkehr

Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt für ein Gebiet in Bremen-Neustadt zwischen
Weser, Werderstraße (einschließlich), Juliusweg, Kleine Weser und Fuldastraße
(Stadtwerder)

Die Deputation für Bau und Verkehr legt den Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt
und die Begründung zum Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt vor. Eine Aufstel-
lung „Städtebauliche Daten zum Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt“ ist beige-
fügt.

1. Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)

1.1 Planaufstellungsbeschluss

Die Deputation für Bau hat am 16. März 2000 einen Planaufstellungsbeschluss
gefasst mit dem Ergänzungsbeschluss, dass eine urbane, mehrgeschossige
Bebauung von hoher städtebaulicher Qualität sowie die Durchführung eines
Architektenwettbewerbes gefordert wird. Der Planaufstellungsbeschluss ist
am 28. März 2000 öffentlich bekanntgemacht worden.

1.2 Frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB

Zum Bebauungsplan 2222 ist am 22. Oktober 2001 vom Ortsamt Neustadt/
Woltmershausen eine frühzeitige Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung
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in einer öffentlichen Einwohnerversammlung durchgeführt worden. Das Er-
gebnis dieser Bürgerbeteiligung ist von der Deputation für Bau vor Beschluss
der öffentlichen Auslegung behandelt worden.

1.3 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die zuständigen Träger öffentlicher Belange
einschließlich des Beirates Neustadt bei der Aufstellung der Planung beteiligt
worden. Über das Ergebnis dieser Beteiligung ist die Deputation für Bau vor
Beschluss der öffentlichen Auslegung informiert worden. Die Träger öffentli-
cher Belange sind über die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
unterrichtet worden.

1.4 Öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB

Die Deputation für Bau hat am 27. Februar 2003 beschlossen, dass der Ent-
wurf des Bebauungsplanes mit Begründung öffentlich auszulegen ist. Der
Planentwurf mit Begründung hat vom 31. März bis 9. Mai 2003 gemäß § 3
Abs. 2 BauGB im Amt für Stadtplanung und Bauordnung öffentlich ausgele-
gen. In der gleichen Zeit hat Gelegenheit bestanden, vom Entwurf des Planes
mit Begründung im Ortsamt Neustadt/Woltmershausen Kenntnis zu nehmen.

1.5 Anregungen von Trägern öffentlicher Belange

Anlässlich der erneuten Trägerbeteiligung im Rahmen der öffentlichen Aus-
legung ist folgendes Schreiben eingegangen:

Die swb Norvia GmbH & Co. KG hat mit Schreiben vom 16. April 2003 Fol-
gendes mitgeteilt:

„Sehr geehrte Damen und Herren,

im Bereich des Bebauungsplanes verlaufen diverse Versorgungsleitungen für
Elektrizität 10 kV und 1 kV, Gas und Wasser. Bei den Versorgungsleitungen
handelt es sich um für die Versorgung Bremens notwendige und unverzicht-
bare Leitungen. Wir überreichen entsprechende Übersichtsplanausschnitte
für Strom 10 kV, Strom 1 kV, Gas und Wasser.

Wir können dem Bebauungsplan nur unter der Voraussetzung zustimmen,
dass die eingezeichneten Versorgungsleitungen dort verbleiben können und
nicht beeinträchtigt werden. Sollte dies nicht zutreffen, müssen wir den Be-
bauungsplan hiermit ablehnen.

Hinsichtlich der im Bebauungsplan vorgesehenen Straßenführung weisen wir
darauf hin, dass für die Unterbringung unserer Versorgungsleitungen ausrei-
chende Trassen nach DIN 1998 einzuplanen sind. Hinzu kommt, dass im Be-
reich der geplanten Straßenführung teilweise bereits Versorgungsleitungen
verlaufen, u. a. auch ein Schacht mit einem oberirdischen Bauwerk, in dem
betriebsnotwendige Messeinrichtungen vorhanden sind. Eine Ersatzmaß-
nahme wird von uns wegen der hierfür anfallenden Kosten abgelehnt, wobei
wir in diesem Zusammenhang auch darauf hinweisen, dass wir zu unseren
Gunsten beschränkt persönliche Dienstbarkeiten in das Grundbuch haben
eintragen lassen. Dies gilt auch für den Schacht mit oberirdischem Bauwerk.

Die Leitungstrassen als Bestandteil der beschränkt persönlichen Dienstbar-
keiten ergeben sich aus den ebenfalls beigefügten Plänen.“

Die Deputation für Bau und Verkehr gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Die Leitungspläne wurden nochmals mit der swb AG abgestimmt. Ein Teil-
abschnitt der südlichen Erschließungsstraße wurde geringfügig verschoben,
so dass die technischen Anforderungen seitens swb Norvia erfüllt werden
können.

Die Deputation für Bau und Verkehr empfiehlt, der vorgenannten Planände-
rung, wie im Deckblatt zum Bebauungsplan ausgewiesen, zuzustimmen und
den Planentwurf im Übrigen unverändert zu lassen.

1.6 Private Anregungen

Anlässlich der öffentlichen Auslegung sind Anregungen eingegangen. Diese
Anregungen sowie die dazu abgegebenen Stellungnahmen der Deputation
für Bau und Verkehr sind in der Anlage zum Bericht der Deputation für Bau
und Verkehr aufgeführt.
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1.7 Planänderungen/Absehen von einer erneuten öffentlichen Auslegung

Nach erfolgter öffentlicher Auslegung haben sich folgende Planänderungen
ergeben:

— Im südwestlichen Bereich wurde ein Teilabschnitt der Erschließungs-
straße um 3,0 m in nördlicher Richtung verschoben, um angrenzende
vorhandene Bäume erhalten zu können.

— Die westliche Zufahrt von der Werderstraße ins Baugebiet wurde von
17,50 m auf 13,50 m verschmälert, um eine markante Baumreihe zu er-
halten. Aus gestalterischen Gründen wurde die zweite Zufahrt ins Bau-
gebiet dieser Breite angepasst (Gleichheit der beiden Zufahrten westlich
und östlich des Wasserturmes).

— Im Bereich des Wasserturmes wurden einige besonders prägende vor-
handene Bäume konkret festgesetzt. Das entsprechende Planzeichen
wurde aufgenommen.

— Die festgesetzte „Glatthaferwiese“ wurde an ihrem äußersten nordwest-
lichen Ende geringfügig um 0,5 m verändert, um eine durchgehende
Mindestbreite von 15,0 m für die Werderstraße zu sichern. Der Flächen-
verlust wurde an der oberen Böschungskante ausgeglichen.

— Im Mischgebiet südlich des Wasserturmes wurde eine abweichende Bau-
weise (a) festgesetzt um längere Gebäude zu ermöglichen, die die zen-
tral gelegene Grünfläche baulich flankieren sollen. Entsprechend dem
vorgegebenen Baufenster können Gebäudelängen bis maximal 70,0 m
erreicht werden.

— Die Fläche für Versorgungsanlagen wurde im nördlichen Bereich auf ei-
ner Länge von 70,0 m um 3,0 m nach Westen erweitert, um hier eine am
Gebäudebestand orientierte Grundstücksteilung vornehmen zu können.

— In einem Teilbereich des Mischgebietes (MI1) wurden Wohnnutzungen
aufgrund  von  Schallemissionen  des  bestehenden  Pumpwerkes  ausge-
schlossen. Die auch weiterhin benötigten technischen Anlagen des Was-
serwerkes (Pumpen, Trafos) wurden durch textliche Festsetzung an ih-
rem jetzigen Standort gesichert.

— Die Baugrenze im Mischgebiet wurde teilweise geringfügig in östliche
Richtung verschoben zwecks Erhalt vorhandener Versorgungsleitungen
und Berücksichtigung bestehender Fundamente.

— Im Kerngebiet (Wasserturm) wurde die Grundflächenzahl von 0,4 auf 0,6
erhöht, um die Ausnutzungsmöglichkeiten des Grundstückes zu optimie-
ren.

— Im südöstlichen Bereich des Plangebietes wurde die Baugrenze gering-
fügig zurück genommen, da vorhandene Bodenkontaminationen einer
Wohnbebauung entgegen stehen. Der Bereich wurde nunmehr der öf-
fentlichen Grünanlage zugeordnet.

— Die textliche Festsetzung Nr. 2 wurde um die Zulässigkeit von Einzelhan-
delsbetrieben bis zu 150 m² Verkaufsfläche, nicht störende Gewerbebe-
triebe sowie sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe und
bestimmte Vergnügungsstätten als Ausnahme ergänzt, um das Nutzungs-
spektrum des Turmes insgesamt zu erweitern.

— Die textliche Festsetzung Nr. 3 wurde um die Zulässigkeit von car-sharing-
Plätzen erweitert, die nunmehr auf den nicht überbaubaren Grundstücks-
flächen vorgesehen werden können. Die konkreten Standorte sind im
städtebaulichen Vertrag festgelegt.

— Die bisherige textliche Festsetzung Nr. 8 ist entbehrlich, weil der Sach-
verhalt hinsichtlich der Bodenkontamination im Planentwurf nunmehr
unter „Kenntlichmachung“ aufgeführt wird.

Die vorgenannten Planänderungen sind im Deckblatt zum Bebauungsplan
ausgewiesen.

Durch die vorgenannten Planänderungen werden die Grundzüge der Pla-
nung nicht berührt. Unter dieser Voraussetzung kann gemäß § 3 Abs. 3 Satz 3
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BauGB unter Anwendung des § 13 BauGB (eingeschränkte Beteiligung) von
einer erneuten öffentlichen Auslegung abgesehen werden. Die Planände-
rungen erfolgten aufgrund von Hinweisen von Trägern öffentlicher Belange
und in Absprache mit der Grundstückseigentümerin.

Die Deputation für Bau und Verkehr wird hierzu um eine entsprechende Be-
schlussfassung gebeten.

1.8 Änderung der Begründung

Aufgrund der vorgenannten Planänderungen ist eine Überarbeitung der Be-
gründung erforderlich geworden. Des Weiteren ergaben sich redaktionelle
Änderungen, die der Klarstellung bzw. Konkretisierung dienen.

Die aktualisierten „Finanziellen Auswirkungen“ sind unter dem neuen Glie-
derungspunkt D) beschrieben. Unter dem Gliederungspunkt E) „Umwelt-
prüfung“ ist die Begründung im Hinblick auf das Europarechtsanpassungs-
gesetz Bau (EAG Bau) ergänzt worden.

Die beigefügte Begründung zum Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt enthält
den neuen Text.

2. Stellungnahme des Beirates

Der Beirat Neustadt hatte im Rahmen der Trägeranhörung Anregungen vor-
getragen. Diese wurden in der Deputationsvorlage zur öffentlichen Ausle-
gung behandelt. Anlässlich der erneuten Beteiligung im Rahmen der öffent-
lichen Auslegung hat Beirat Neustadt keine Anregungen mitgeteilt.

Dem Ortsamt Neustadt/Woltmershausen wurde die Deputationsvorlage ge-
mäß Ziffer 2.4 der Richtlinie über die Zusammenarbeit der Beiräte und Orts-
ämter  mit  dem  Senator  für  Bau  und  Umwelt  in  Bauangelegenheiten  vom
1. Mai 2003 (Neufassung) übersandt.

3. Beschluss

Die Deputation für Bau und Verkehr bittet den Senat und die Stadtbürgerschaft,
den Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt für ein Gebiet in Bremen-Neustadt
zwischen Weser, Werderstraße (einschließlich), Juliusweg, Kleine Weser und
Fuldastraße (Stadtwerder) in Kenntnis der eingegangenen Anregungen und
ihrer empfohlenen Behandlung (Anlage zum Bericht) zu beschließen.

 Jens Eckhoff Dr. Carsten Sieling

(Vorsitzender)       (Sprecher)
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ANLAGE

Städtebauliche Daten zum Bebauungsplan 2222

Stand: 28. Juni 2004

I.   Allgemeine Flächenbilanz ha

1.    Gesamtfläche des Plangebietes 19,6

1.1  davon bereits erschlossene Fläche

ha %

1.2. neu zu erschließende Fläche, davon 19,6 100

a) Baugebietsflächen (Netto)   6,9   35

b) Verkehrsflächen öffentlich   2,3   12

privat

c) Grünflächen öffentlich   6,6   34

privat   0,4     2

d) Ausgleichsflächen intern   0,2     1

extern

e) sonstige Versorgungsanlagen
Flächen Wasser   3,3   17

(z. B. Versorgungsflächen,
Gemeinbedarfsflächen)

II. Baugebiete ha %

Baugebietsflächen (Netto), davon 6,9 100

a) Wohnbauflächen (WR/WA) 5,6   81

b) Gemischte Bauflächen (MD/MI/MK) 1,3   19

c) Gewerbliche Bauflächen (GE/GI)

d) Sonderbauflächen

III. Wohnungsbaupotentiale Anzahl %

1. Gesamtanzahl der WE, geschätzt, davon in 350 100

a) Einzelhäusern

b) Doppelhäusern

c) Reihenhäusern   70   20

d) Geschosswohnungsbauten (85 m²/WE) 280   80

2. Bebauungsdichte
(WE/ha neu zu erschließende Fläche) 38 WE/ha

3. Zusätzliche WE auf bereits erschlossenen Flächen
(Nachverdichtung), geschätzt

4. Einwohnerzuwachs (2,4 Einwohner/WE) 840
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Begründung zum Bebauungsplan 2222 mit Deckblatt für ein Gebiet in Bremen-
Neustadt zwischen Weser, Werderstraße (einschließlich), Juliusweg, Kleine Weser
und Fuldastraße (Stadtwerder)

A) Plangebiet

Das Plangebiet liegt im Stadtteil Neustadt auf dem Stadtwerder zwischen
Weser und Kleiner Weser. Seine Größe beträgt rd. 19,6 ha.

Die genaue Lage und Abgrenzung ist der Planzeichnung zu entnehmen.

B) Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1. Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet umfasst das Betriebsgelände des Wasserwerks sowie die
nördlich und südlich angrenzenden Grünflächen an der Weser und Klei-
nen Weser.

Unmittelbar westlich des Geländes befindet sich die Hochschule Bre-
men (Fachbereich Nautik), daran anschließend beginnt die Wohnbebau-
ung der Neustadt.

Östlich erstrecken sich weitläufige Kleingartengebiete sowie Sport- und
Freizeiteinrichtungen.

Das Plangebiet liegt damit an der „Nahtstelle“ von innerstädtischer ver-
dichteter Bebauung und umfangreichen Naherholungsgebieten.

Das Gelände des Wasserwerks wurde bei dessen Errichtung aus Grün-
den des Hochwasserschutzes um ca. 4,0 m auf 9,2 m über NN aufge-
schüttet und ragt höhenmäßig aus seiner Umgebung heraus.

Die betrieblichen Aktivitäten auf dem Wasserwerksgelände sind seit 1983
weitestgehend eingestellt worden, da kein Weserwasser mehr zur Auf-
bereitung entnommen wird; das Gelände liegt seither größtenteils brach.
Lediglich die Wassertanks im östlichen Teilbereich der Fläche, die zur
Zwischenspeicherung und Verteilung des Trinkwassers in das Bremer
Leitungsnetz benötigt werden sowie die zentralen Pumpenhäuser und
Hauptwasserleitungen sind noch für die Betriebsabläufe erforderlich.

Die Funktion der Wasserbecken, Betonstraßen und kleinen Pumpen-
häuschen sowie der übrigen Nebengebäude ist demgegenüber vollstän-
dig entfallen.

Das markanteste Gebäude auf dem Wasserwerksgelände ist der monu-
mentale, denkmalgeschützte Wasserturm aus dem Jahre 1873 („umge-
drehte Kommode“), in dessen Dachbereich sich größere Wasserspeicher
befinden. Die Wasserspeicher dienen als Reservebehälter, die bei Ausfall
der Hauptpumpen den Netzdruck kurzfristig aufrecht erhalten können.
Diese Art der Sicherung einer Notfallreserve wird zukünftig entfallen und
durch andere technische Vorkehrungen ersetzt werden, so dass der Was-
serturm in die Planungskonzeption einbezogen und umgenutzt werden
kann.

2. Geltendes Planungsrecht

Der Bebauungsplan 42, rechtskräftig seit dem 16. Mai 1952, setzt für ei-
nen Bereich zwischen Werderstraße und Weser öffentliche Grünfläche
sowie Freifläche für Wassersportzwecke fest.

Der Bebauungsplan 451, rechtskräftig seit dem 18. Oktober 1960, setzt
für einen Teilbereich an der Kleinen Weser öffentliche Grünfläche fest.

Der Bebauungsplan 717, rechtskräftig seit dem 15. April 1969, setzt für
einen Bereich zwischen Werderstraße und Weser Gemeinbedarfsfläche
(Wasser- und Schifffahrtsamt) fest.

Teile des vorliegenden Planbereiches überlagern den in Aufstellung be-
findliche  Bebauungsplan  1816  (Planaufstellungsbeschluss  vom  7.  Juni
1984), der u. a. Grünflächen an der Kleinen Weser absichern soll. Dieses
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Planungsziel soll im Grundsatz weiter verfolgt werden. Der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes 1816 wird um den Überlagerungsbereich re-
duziert.

Der Flächennutzungsplan Bremen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 31. Mai 2001 stellt Flächen für Versorgung mit der Zweckbestimmung
Wasser sowie Grünflächen (Parkanlage und Sportanlage) dar. Er befindet
sich für diesen Bereich in einem parallelen Änderungsverfahren (51. Än-
derung).

3. Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan soll die Grundlagen für neue Nutzungen auf dem
Wasserwerksgelände schaffen.

Ziel ist die Entwicklung von Wohnungsbau sowie Dienstleistungs- und
Büronutzungen an geeigneten Stellen. Ein erheblicher Teil des Geländes
soll zudem als Grünfläche genutzt werden.

Des Weiteren wird eine ca. 7.000 m² große Fläche für wasserwirtschaftliche
Zwecke vorgehalten.

Die Bebauung wird im Wesentlichen aus mehrgeschossigen Einzelbau-
körpern bestehen. Damit wird zum einen auf die nahe gelegene Innen-
stadt Bezug genommen, zum anderen lassen Einzelgebäude – in Hin-
blick auf die umgebenden Naherholungsbereiche – eine Durchlässigkeit
und Durchgrünung des Gebietes zu.

Der Wasserturm wird in die bauliche Gesamtkonzeption einbezogen und
kann umgenutzt werden. Ziel ist es, eine vielfältige Nutzungsmischung
zu ermöglichen und das markante Gebäude zu einem attraktiven An-
laufpunkt zu entwickeln. Im unmittelbaren Umfeld des Wasserturmes
sollen schwerpunktmäßig Büros und Dienstleistungseinrichtungen ent-
stehen.

Des Weiteren ist beabsichtigt die Neustadtswallanlagen durch einen Grün-
zug zu ergänzen und über das Plangebiet bis an die Weser heranzu-
führen.

Insgesamt soll ein neues Stadtquartier mit eigenständiger urbaner Aus-
strahlung entstehen, das der besonderen Lagegunst der Fläche entspricht.
Dabei stellt die herausgehobene Situation im gesamtstädtischen Zusam-
menhang hohe Ansprüche an Architektur und Städtebau sowie an die
Freiraumkonzeption.

Zur Realisierung der vorgenannten Planungsziele ist die Aufstellung ei-
nes neuen Bebauungsplanes nach dem Baugesetzbuch erforderlich.

C) Planinhalt

1. Art der baulichen Nutzung

Entsprechend den vorgegebenen Planungszielen wird in wesentlichen
Teilen des Plangebietes allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt; hinzu
kommt eine Mischgebietszone (MI) südlich des Wasserturmes; für den
Wasserturm wird Kerngebiet (MK) festgesetzt.

Das Gesamtgebiet untergliedert sich in zwei Wohnungsschwerpunkte
(WA) beiderseits des Wasserturmes und einen zentralen gewerblichen
Bereich (MI/MK).

Im Kerngebiet (MK) werden die Nutzungsmöglichkeiten eingeschränkt.

Im Grundsatz soll der Charakter des Turmes erhalten bleiben. Zukünfti-
ge Nutzungen müssen sich an dieser Vorgabe orientieren. Die Konzepti-
on sieht vor, dass der Turm im Wesentlichen eine Mischung aus kulturel-
len Einrichtungen, hochwertigen Dienstleistern und gastronomischen An-
geboten erhält. Diese Nutzungen können ergänzt werden durch kleinere
Läden (z. B. live-style shops, kleinere Fachgeschäfte) sowie gewerbliche
Nutzungen insbesondere aus dem Handwerksbereich. Der Charakter der
Gewerbenutzungen muss hinsichtlich des Störungsgrades dabei die un-
mittelbare Nachbarschaft zu Wohnnutzungen berücksichtigen.
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Vergnügungsstätten sind im Wasserturm grundsätzlich nicht zugelassen,
da diese durch ihre typischen Erscheinungsformen und Außenwirkungen
der oben genannten Zielsetzung entgegenstehen. Ausgenommen hiervon
sind Vergnügungsstätten, die im Hinblick auf ihren Störungsgrad mit
der umgebenden Wohnbebauung vereinbar sind, dass heißt, wenn z. B.
keine erhöhte Publikumsfrequenz, kein vermehrter Lärm oder eine auf-
dringliche Außenwerbung zu erwarten sind.

Ebenfalls nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe über 150 m² Verkaufs-
fläche. Ziel ist eine relativ kleinteilige, abwechslungsreiche Nutzungs-
struktur.

In südlicher Richtung schließt eine Mischgebietszone an das Kerngebiet
an, in der sich vorwiegend Büros und Dienstleister ansiedeln sollen. Da-
durch ergibt sich ein zusammenhängender zentraler Bereich, der eine
Vielzahl von Nutzungen zulässt und ein insgesamt urbanes Gesamtquartier
ermöglicht.

Auf einer Teilfläche des Mischgebietes (MI1) befinden sich die zentralen
technischen Einrichtungen der städtischen Wasserversorgung. Es han-
delt sich hierbei vor allem um große Wasserpumpen für Wasserleitungen
bis zu 1.200 Nennweite (NW) mit den entsprechenden Antriebsmotoren
und Trafostationen sowie erforderlichen Nebenanlagen. Diese technischen
Einrichtungen müssen langfristig gesichert werden und sind ggf. zu er-
weitern. Aufgrund der nach gutachterlicher Feststellung insbesondere
von  den  Pumpen  ausgehenden  Schallemissionen  und  Schwingungen
müssen die Nutzungsmöglichkeiten hier eingeschränkt werden. Es wird
festgesetzt, dass Wohnnutzungen hier unzulässig sind. Die zulässigen
Nutzungen müssen sich auf reine Tagesnutzungen (z. B. Büros) beschrän-
ken. Da die genannten Versorgungseinrichtungen auch weiterhin dort
verbleiben sollen, werden die Flächen im Erdgeschoss bzw. die Keller-
geschosse ausdrücklich für diese Nutzungen reserviert.

2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Grundflächenzahlen (GRZ)
und Zahl der Vollgeschosse definiert.

Im Kerngebiet (Wasserturm) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von maxi-
mal 0,6 festgesetzt, um eine intensive Ausnutzbarkeit des Grundstückes
zu ermöglichen.

Im Allgemeinen Wohngebiet ist eine Grundflächenzahl (GRZ) von maxi-
mal 0,4 festgesetzt, diese ermöglicht eine den Planungszielen entspre-
chende Bebauungsdichte. Im Mischgebiet ist eine Grundflächenzahl von
maximal 0,5 zulässig, da hier in Verbindung mit dem Wasserturm ein
baulicher Schwerpunkt entstehen soll; ein Ausgleich für die höhere Dichte
erfolgt durch die unmittelbar angrenzenden privaten Grünflächen, die
einen ausreichenden Freiflächenanteil gewährleisten.

Die Festsetzungen zur Zahl der Vollgeschosse variieren und nehmen
Bezug auf die umgebenden Stadtstrukturen. Die höheren Gebäude sind
mit vier Vollgeschossen der Innenstadt zugewandt. Unmittelbar südlich
des rd. 43 m hohen Wasserturms sind Gebäude mit vier bis fünf Geschos-
sen zu errichten. Derzeit befinden sich dort im westlichen Baufenster die
bis zu zweigeschossigen Trafo- und Pumpenhäuser für die zentrale Was-
serversorgung der Stadt Bremen. Auch wenn nicht davon auszugehen
ist, dass diese Nutzung kurzfristig aufgegeben wird, soll vorsorglich für
den Fall der Umnutzung und Neubebauung ein Mindestmaß für die Zahl
der Vollgeschosse vorgesehen werden.

An der Kleinen Weser sind Gebäude mit drei und weniger Vollgeschossen
zulässig;  hier  gibt  die  heterogene  Bebauung  der  gegenüberliegenden
Neustadt den Maßstab vor.

Insgesamt ermöglicht diese abgestufte Bebauung die Entwicklung unter-
schiedlicher Gebäudetypen und kann damit flexibel auf die Anforderun-
gen des Wohnungsmarktes reagieren.
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3. Bauweise

Entsprechend dem Planungsziel, das Areal mit Einzelbaukörpern zu be-
bauen, wird eine offene Bauweise festgesetzt. Zulässig sind danach Ge-
bäudelängen von maximal 50,0 m.

Ausgenommen hiervon ist der obere Bereich des Mischgebietes; hier gilt
eine abweichende Bauweise (a), um die Baufenster vollständig zusam-
menhängend bebauen zu können (maximal 70,0 m Gebäudelänge).

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen defi-
niert.

Die Baugrenzen verlaufen 3 bis 5 m parallel zu den Erschließungsstraßen.

Sie ergeben größere Baufelder, die – im Rahmen der übrigen Festsetzun-
gen – vielseitig bebaut werden können.

Eine größere nicht überbaubare Grundstücksfläche befindet sich östlich
des Wasserturmes unmittelbar an der Werderstraße. Die Neubebauung
soll in diesem Bereich in etwa eine Linie mit dem Wasserturm bilden und
nicht über dessen vordere Gebäudekante hinausgehen. Die verbleiben-
de Fläche bis zur Werderstraße ist als private Grundstücksfreifläche zu
gestalten.

5. Nebenanlagen sowie Stellplätze und Garagen

Im allgemeinen Wohngebiet (WA) und im Mischgebiet (MI) sind Nebenan-
lagen, soweit sie Gebäude im Sinne der BremLBO sind, sowie Stellplätze
und Garagen auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen ausge-
schlossen. Die Baufenster sind ausreichend dimensioniert, um hier ent-
sprechende Einrichtungen vorzusehen. Zulässig sind Tiefgaragen, die
bis  an  die  Straßenbegrenzungslinie  herangeführt  werden  können.
Ebenfalls zulässig ist eine Unterbauung der privaten Grünfläche durch
Tiefgaragen. Des Weiteren wird festgesetzt, dass die Tiefgaragenoberkante
nicht über dem Niveau der angrenzenden Erschließungsstraße liegen
darf, um überhöhte offene Sockelbereiche auszuschließen; dies ist insbe-
sondere bei Tiefgaragen, die bis an die Straßenbegrenzungslinie heran-
reichen, notwendig.

Ausgenommen von diesen Regelungen ist der Bereich des Kerngebietes
(MK), da um den Wasserturm aufgrund der vorgesehenen vielfältigen
Nutzungen ausreichend Parkraum vorhanden sein muss. Gestalterische
Aspekte sind hier in Absprache mit dem Denkmalschutz zu berücksich-
tigen.

6. Verkehrsflächen

Der Anschluss des Baugebietes an das weiterführende Stadtstraßennetz
erfolgt über die Werderstraße. Die festgesetzte Breite der Werderstraße
liegt zwischen 15,0 m und 17,50 m, so dass sie entsprechend den zukünf-
tigen Erfordernissen ausgebaut werden kann; insbesondere ist von ei-
nem erhöhten Bedarf an Nebenanlagen (Radweg, Parkstreifen) auszuge-
hen.

Von der Werderstraße führen zwei Erschließungsstraßen beidseitig des
Wasserturmes in das Baugebiet hinein. Die interne Erschließung erfolgt
über zwei Erschließungsringe, die über eine Querverbindung südlich
des Wasserturmes miteinander verbunden sind.

Das Erschließungskonzept nimmt insgesamt Bezug auf die rasterförmige
Beckenstruktur des Wasserwerkes und orientiert sich an den historischen
Gegebenheiten.

Gleichzeitig ermöglicht der lineare Charakter der Straßen eine klare Un-
terteilung des Areals in Einzelquartiere.

7. Versorgungsflächen

Im östlichen Teil des Plangebietes wird eine größere Fläche für Versor-
gungsanlagen (Wasser) festgesetzt. Sie umfasst die weiterhin für die Was-
serversorgung der Stadt Bremen benötigten Wasserspeicher sowie einen
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etwa 7.000 m² großen Bereich zwischen der Werderstraße und den Wasser-
speichern als Optionsfläche für zukünftige wasserwirtschaftliche Erfor-
dernisse (hierzu siehe auch Punkt D] 1. dieser Begründung).

8. Grünflächen

Festgesetzt werden umfangreiche öffentliche Grünflächen sowie eine klei-
nere private Grünfläche.

Die öffentlichen Grünflächen an der Weser und Kleinen Weser sind wei-
testgehend vorhanden, so dass es sich bei diesen Bereichen um eine
planungsrechtliche Absicherung des Bestandes handelt.

Beide wasserbezogenen Grünflächen werden über einen 50,0 m breiten
Grünzug zwischen der Hochschule Bremen und dem Baugebiet mit-
einander verbunden.

Der Grünzug befindet sich im Bereich der historischen Neustadtswallan-
lagen aus dem 17. Jahrhundert. Nach der „Entfestigung“ Bremens be-
fand sich an dieser Stelle der „Oberländische Hafen“, der mit dem Bau
des Wasserwerkes im 19. Jahrhundert zugeschüttet wurde; gleichzeitig
wurde damit der Wallring unterbrochen.

Die Neuplanung ermöglicht es, den Neustädter Wallring in Fortsetzung
der „Piepe“ wieder bis an die Weser heranzuführen und damit den ge-
genüber liegenden Wallanlagen der Altstadt und der „Altmannshöhe“
ein entsprechendes Pendant zu geben.

Am Fuß des Wasserturmes erstreckt sich ferner eine private Grünfläche,
die – in Absprache mit dem Eigentümer – gegebenenfalls für die Öffent-
lichkeit zugänglich sein soll; sie stellt einen direkten räumlichen Bezug
zwischen dem Grünzug an der Kleinen Weser und dem Wasserturm her.

Nähere Regelungen hierzu erfolgen im städtebaulichen Vertrag. Ein Unter-
parken der Fläche ist zulässig, so dass hier erforderlichenfalls eine Tief-
garage für den umgebenden zentralen Bereich errichtet werden kann.

9. Maßnahmen sowie Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Zwischen der östlichen Einfahrt ins Baugebiet und dem Juliusweg (Klein-
gärten) befindet sich im Böschungsbereich an der Werderstraße eine öko-
logisch wertvolle arten- und blütenreiche Glatthaferwiese. Die Fläche wird
im Bebauungsplan besonders gekennzeichnet und soll so auf Dauer ge-
sichert werden. Festgesetzt werden darüber hinaus notwendige Unterhal-
tungsmaßnahmen.

Die Ermittlung des Eingriffs- und Ausgleichsumfangs erfolgt nach der
„Handlungsanleitung zur Anwendung der Eingriffsregelung in Bremen“.
Die Kompensation des Eingriffs in den Naturhaushalt soll durch Anpflan-
zung von einheimischen Baumarten auf einer Fläche von 4.800 m² erfol-
gen.

Die Baumpflanzungen sollen innerhalb des Plangebietes vorgenommen
werden (auf Punkt D] 1. dieser Begründung wird verwiesen). Geeignete
Standorte befinden sich in der öffentlichen Grünfläche entlang der Hoch-
schule (Abpflanzung zur Hochschule), sowie auf der größeren nicht über-
baubaren Fläche an der Werderstraße. Darüber hinaus können Baum-
pflanzungen im Straßenraum und in den übrigen Grünanlagen als Kom-
pensation in Betracht kommen.

Die Absicherung der Maßnahmen erfolgt im städtebaulichen Vertrag; hier
wird die Erstellung eines Rahmenplanes für den Gesamtbereich sowie
die Ausarbeitung von Freiflächenplänen geregelt. Die Flächen und Stand-
orte für Baumpflanzungen werden in diesen Plänen verbindlich vorgege-
ben.

10. Städtebaulicher Vertrag

In Ergänzung zu den planungsrechtlichen Regelungen ist ein städtebau-
licher Vertrag zwischen der Stadtgemeinde und der swb AG (Eigen-
tümerin) abgeschlossen worden.
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Der Vertrag enthält im Wesentlichen Regelungen über die Kostentragung
für Infrastruktur- und Ausgleichsmaßnahmen, Regelungen über den wei-
teren Planungsprozess sowie Regelungen zur Sicherung der städtebauli-
chen, freiräumlichen und hochbaulichen Qualität.

Bei Veräußerung des Grundstücks gehen die Regelungen auf den jewei-
ligen Käufer (Projektträger) über.

D) Finanzielle Auswirkungen

Bei Realisierung der Planung entstehen der Stadtgemeinde Bremen keine
Kosten, da das Plangebiet durch einen privaten Projektträger erschlossen wird.

E) Umweltprüfung

Das Bebauungsplanverfahren 2222 ist vor In-Kraft-Treten des EAG-Bau ein-
geleitet worden. Die Umweltprüfung soll deshalb auf der Grundlage des § 244
Abs. 2 BauGB nach den bisher geltenden Vorschriften weitergeführt werden.
Danach hat eine Vorprüfung des Einzelfalles ergeben, dass eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht durchzuführen ist.

1. Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht

Der vorliegende Bebauungsplan setzt Bauflächen für Allgemeines Wohn-
gebiet (WA), Mischgebiet (MI) und Kerngebiet (MK) mit einer zulässigen
Grundfläche von ca. 30.000 m² fest. Damit wird eine Vorprüfung gemäß
Ziffer 18.7.2 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) erforderlich. Dabei sind die Kriterien der Anlage 2 des
UVPG zu beachten.

a) Merkmale des Vorhabens

Es werden ca. 350 Wohnungen überwiegend im Geschosswohnungs-
bau (drei bis fünf Geschosse) errichtet. Hinzu kommen etwa 50 Ein-
heiten aus dem Büro- und Dienstleistungsbereich. Des Weiteren sind
umfangreiche Grünanlagen vorgesehen. Die seit 1983 nicht mehr
genutzten 24 Wasserbecken sowie deren Erschließungsstraßen und
Technikgebäude werden hierfür vollständig entfallen.

b) Standort des Vorhabens

Die Fläche für die geplante Bebauung befindet sich zwischen Weser
und Kleiner Weser auf dem so genannten Stadtwerder. Unmittelbar
westlich angrenzend beginnt die bebaute Ortslage Bremens mit der
Hochschule Bremen. Nähere Ausführungen hierzu unter Punkt B) 1.
dieser Begründung.

c) Merkmale der möglichen Auswirkungen

Natur und Landschaft

Das größtenteils brach liegende Gelände des Wasserwerkes, dessen
Anlagen nur noch in einigen Betriebsteilen (Pumpenhäuser, Haupt-
wasserleitung) benötigt werden, soll einer baulichen Nutzung zuge-
führt  werden.  Ziel  ist  die  Entwicklung  von  Wohnungsbau  sowie
Dienstleistungs- und Büronutzungen. Der Wirkraum ist mit dem Gel-
tungsbereich als identisch anzusehen.

Im Landschaftsprogramm für das Land Bremen von 1991 ist der Pla-
nungsbereich als besiedeltes Gebiet dargestellt. Es benennt folgen-
de Entwicklungsziele:

— Entwicklung zum strukturreichen Lebensraum für Pflanzen und
Tiere,

— Förderung des Erlebniswertes von Natur in der Stadt-Erhaltung
und -Entwicklung von Rückzugs- und Ausbreitungsräumen für
Flora und Fauna sowie Verbundachsen mit Anschluss an die
freie Landschaft,

— Entwicklung von standortgerechten und vielfältigen Vegetations-
strukturen durch eine ökologisch orientierte Gestaltung und Pfle-
ge.
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Der Geltungsbereich ist Lebensraum für Vögel und Fledermäuse,
die nach der BundesartenschutzVO geschützt sind.

Die Vorkommen der Fledermäuse und Vögel werden durch die ge-
planten Festsetzungen nach dem derzeitigen Kenntnisstand nicht
betroffen, wenn vor der Beseitigung von Bäumen oder Veränderun-
gen an Gebäuden, wie dem Wasserturm, deren Vorkommen berück-
sichtigt werden. Dies ist der Naturschutzbehörde jeweils in den An-
trägen nach BremLBauO bzw. BaumschutzVO nachzuweisen.

Die allgemeinen Funktionen der Schutzgüter Boden (Biotische Er-
tragsfunktion), Wasser (Grundwasserschutzfunktion), Klima/Luft (Bio-
klimatische Ausgleichsfunktion), Arten und Lebensgemeinschaften
(Biotop-/Ökotopfunktion) sowie Landschaftsbild (Landschaftserlebnis-
funktion) werden durch folgende Auflistung und Bewertung der Bio-
toptypen abgebildet:

Tabelle 1 – Vorhandene Biotoptypen

Die Ermittlung des Eingriffs- und gegebenenfalls erforderlichen Aus-
gleichsumfangs erfolgt nach der „Handlungsanleitung zur Anwen-
dung der Eingriffsregelung in Bremen“.

Aufgrund der kartierten Biotoptypen und der im Bebauungsplan dar-
gestellten Planungsvorgaben erfolgt eine Bewertung der Eingriffs-
wirkungen, die in der nachstehenden Tabelle dargestellt ist:

Tabelle 2 – Bewertung der Beeinträchtigungen

Es kann von der art-, wert- und flächengleichen Wiederherstellung
der erheblich und nachhaltig beeinträchtigten Biotope ausgegangen
werden.

Vermeidungsmaßnahmen können bei der geplanten Umgestaltung
einer relativ extensiv genutzten Grün- (Park-)fläche in eine Bebau-
ung mit Reihenhäusern oder Geschosswohnungsbau nur in gerin-
gem Umfang eingebracht werden.
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Besonderes Augenmerk ist hierbei darauf zu richten, dass der vor-
handene Baumbestand außerhalb der Baufelder auch während der
Bauphase nicht beeinträchtigt wird.

In  der  nachstehenden  Tabelle  wird  der  durch  den  Eingriff  ver-
ursachte Kompensationsbedarf wertmäßig dargestellt:

Tabelle 3 – Darstellung des Kompensationsbedarfes

Entsprechend der Darstellung in Tabelle 3 besteht ein Ausgleichs-
bedarf von 14.338 Flächenäquivalent-Einheiten.

Dieser Ausgleich erfolgt durch eine Anpflanzung mit überwiegend
einheimischen Baumarten (HSE) mit der Wertstufe 3 auf einer Flä-
che von 4.800 m2 (auf die Ausführungen unter Punkt C] 9. dieser Be-
gründung wird verwiesen).

Im Bereich zwischen östlicher Zufahrt zum Baugebiet und vorhan-
dener Zufahrt in das benachbarte Parzellengebiet (Juliusweg) befin-
det sich an der Böschung eine wertvolle arten- und blütenreiche
Glatthaferwiese (mageres mesophiles Grünland). Der Bebauungs-
plan sichert diese Fläche durch eine entsprechende Festsetzung und
regelt die erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen.

Verkehr

Durch die Bebauung des Wasserwerksgeländes verdoppelt sich das
Verkehrsaufkommen auf der Werderstraße voraussichtlich von 2.460
Kfz/24 h auf rund 5.400 Kfz/24 h (Gutachten des Amtes für Straßen
und Verkehr vom 16. August 2002). Aus Sicht der Umwelteinwir-
kungen ist damit allerdings weder im Hinblick auf die Luftbelastung
noch auf die Verlärmung der angrenzenden Wohnquartiere eine gra-
vierende qualitative Verschlechterung zu erwarten, da die Verkehrs-
zahlen insgesamt immer noch relativ gering sind.

Entlastend für die Luftqualität wirkt vor allem der intensive Luftaus-
tausch der unmittelbar vorbeiführenden Weser.

Zur Verringerung von Parksuchverkehren, die gegenwärtig einen
erheblichen Anteil am Verkehrsaufkommen ausmachen, wird bei
einem Ausbau der Nebenanlagen in der Werderstraße organisiertes
Parken gegebenenfalls mit Parkraumbewirtschaftung entstehen (auf
Punkt C] 6. dieser Begründung wird verwiesen); mit dieser Maßnah-
me wird das derzeitige ungeordnete Beparken der Seitenstreifen zu-
künftig verhindert.

Weitere  verkehrsregulierende  Maßnahmen  sind  an  der  Wilhelm-
Kaisen-Brücke vorgesehen, wenn es hier zu Stausituationen kom-
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men sollte (zusätzliche Rechtsabbiegespur an der Werderstraße und
eine Signalisierung der Einmündung Herrlichkeit).

Stadt- und Landschaftsbild

Prägend ist derzeit der monumentale Wasserturm mit umgebendem
Altbaumbestand sowie eine intensive Eingrünung der Fläche entlang
der Kleinen Weser. Das Gelände ist darüber hinaus vollständig ein-
gezäunt und unzugänglich.

Im Osten liegen große Wassertanks, im Anschluss daran beginnen
ausgedehnte Kleingartengebiete. Die Silhouette des Geländes ist über
die Wasserläufe weithin sichtbar, zumal das Gelände etwa 4,0 m hö-
her liegt als die umgebenden Bereiche.

Durch die Bebauung des Geländes mit bis zu fünfgeschossigen Ge-
bäuden wird sich das Stadt- und Landschaftsbild in diesem Bereich
verändern. Die Gebäude werden sich allerdings deutlich dem Was-
serturm und dem Altbaumbestand unterordnen. Vorgesehen ist eine
aufgelockerte  Bebauungsstruktur  bestehend  aus  Einzelgebäuden.
Positiv zu vermerken ist die Beseitigung der Einzäunung und die
dadurch ermöglichte Durchlässigkeit des Geländes. Durch den wei-
testgehenden Erhalt der prägenden Elemente in diesem Bereich wird
die Silhouette in ihren wesentlichen Merkmalen bestehen bleiben.
Die vorgesehenen Veränderungen haben daher keine gravierenden
negativen Auswirkungen auf das Stadt- und Landschaftsbild und
stehen insgesamt in einem angemessenen Kontext zu den angren-
zenden Bereichen.

Erholung

Der Stadtwerder ist ein innenstadtnahes Erholungsgebiet. Diese Funk-
tion wird durch die Neubebauung nicht wesentlich beeinträchtigt.
In Teilbereichen sind Verbesserungen der Erholungsfunktion zu er-
warten. Dies betrifft vor allem den Ausbau von Radwegen an der Wer-
derstraße sowie eine verbesserte Vernetzung von Weser und Kleiner
Weser durch zusätzliche Wege im Baugebiet.

Boden, Kampfmittel, Altlasten

Das ehemalige Gelände der Stadtwerke Bremen (Wasserwerk auf dem
Stadtwerder) wurde zum Bau der Wasseraufbereitungsanlagen bereits
im 19. Jahrhundert stark aufgehöht. Das offensichtlich davor stark
reliefierte Gelände wurde durch diese Auffüllungen von etwa 1,5 m
NN bis 5,5 m NN einheitlich verändert. Das Material der Auffüllun-
gen besteht überwiegend aus Sanden und Lehm, in die geringe An-
teile von Ziegelschutt, Beton, Bauschutt, Schotter und Holz eingela-
gert sind. Lokal können, vor allem in den obersten Bodenschichten,
höhere Anteile von Bauschutt angetroffen werden.

Die Auffüllungen sind im allgemeinen locker gelagert und 4 bis 6 m
mächtig. Im Bereich des Wasserturmes gibt es Hinweise auf bis zu
8 m mächtige Auffüllungen. Größere Auffüllungsmächtigkeiten sind
noch an der Südwestgrenze des Plangebietes zur Kleinen Weser hin
mit 7 bis 8 m sowie im äußersten Nordwesten des Gebietes mit bis
zu 10 m zu erwarten.

Unter den Auffüllungen liegen annähernd flächenhaft Schluffe und
Tone vor. Sie stehen in Mächtigkeiten von 0,5 m bis 2,0 m an und
können lokal bis zu 4 m erreichen. Bei oberflächennah anstehenden
Schluffen und Tonen und größeren Mächtigkeiten dieser Weich-
schichten ist bei höheren Auflasten grundsätzlich mit Setzungen zu
rechnen. Unter diesen Schluffen und Tonen lagern Sande und Kiese
der Weichsel- und Saale-Kaltzeit, die den oberen Grundwasserleiter
repräsentieren. Die Basis wird in Tiefen ab etwa - 15 m NN durch
die bindigen Lauenburger Schichten oder durch Reste saalezeitlicher
Grundmoränen gebildet.

Aufgrund der jahreszeitlichen Verhältnisse treten unterschiedliche
Grundwasserstandshöhen auf. Stichtagsmessungen (7. April 1976)
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ergaben Grundwasserstände um 0,75 m NN; Höchststände sind bei
2,5 m NN zu erwarten. Das Planungsgebiet befindet sich durch die
Nähe zur Weser im direkten Einflussbereich der Tide.

Das Grundwasser ist nach DIN 4030 als „schwach betonangreifend“
einzustufen (pH: 7,0 - 7,5; Gesamteisen: 1,0 - 10,0 mg/l; Chloride:
500 - 1.000 mg/l; Sulfate: 200 - 240 mg/l; Magnesium: 50 - 80 mg/l;
Calcium: 100 - 150 mg/l).

Die 24 Speicherbecken auf dem Gelände sind an der Sohle mit einer
ca. 2 cm dicken Teerschicht versehen. Hierin sind polycyclische aro-
matische Kohlenwasserstoffe (PAK) enthalten. Bei Erdarbeiten, die
diese Teerschicht berühren, wird es erforderlich, diese zu entfernen
und fachgerecht zu entsorgen.

Im gesamten Planbereich ist mit Kampfmitteln zu rechnen. Diese
müssen vor Baubeginn beseitigt werden. Im Bebauungsplan ist ein
entsprechender Hinweis aufgenommen worden.

Wasser

Bis 1983 wurde auf dem Gelände Weserwasser zur Trinkwasser-
versorgung Bremens aufbereitet. Mit zunehmender Verschmutzung
der Weser wurde von diesem Verfahren Abstand genommen. Die
Trinkwasserversorgung erfolgt seither überwiegend über Fernwas-
serleitungen aus dem Bremer Umland. Die Ressourcen sind lang-
fristig sowohl quantitativ als qualitativ gesichert.

Hinsichtlich einer erneuten Verwendung von Weserwasser für Trink-
wasserzwecke wurde 1993 seitens der swb AG eine Machbarkeits-
studie erstellt und 1998 zur Erprobung der Praktikabilität eine Test-
station in Betrieb genommen. Die Ergebnisse der einjährigen Test-
phase haben dazu geführt, dass von einer Trinkwasserentnahme aus
der Weser Abstand genommen wurde und zwar im Wesentlichen aus
folgenden Gründen:

— Qualitätseinbußen durch den Salzgehalt der Weser,

— erhebliche Instandhaltungs- und Reparaturkosten durch Korro-
sionen und Ausfällungen,

— hohes wirtschaftliches Risiko.

Aus den vorgenannten Gründen scheidet daher eine wasserwirt-
schaftliche Nutzung im Sinne des untersuchten Verfahrens länger-
fristig aus.

Als strategische Reserveoption soll allerdings ein Teil des Geländes
(ca. 7.000 m²) für den Bau eines Wasserwerkes für ein alternatives
Verfahren (Uferfiltrat mit technischer Nachbereitung) freigehalten wer-
den (auf Punkt C] 7. dieser Begründung wird verwiesen). Die zu-
sätzlich erforderlichen Brunnen können an geeigneten Stellen außer-
halb des Plangebietes vorgesehen werden.

Kulturgut

Der denkmalgeschützte Wasserturm von 1873 wird in Absprache
mit der Denkmalbehörde voraussichtlich gestalterisch in Teilberei-
chen verändert. Das grundsätzliche Erscheinungsbild soll jedoch er-
halten bleiben. Die Veränderungen stehen im Zusammenhang mit
neuen Nutzungen des Turmes, der seine Funktion als Wasserreservoir
zukünftig verlieren wird. Die vorgesehenen Nutzungen aus dem Ge-
werbe und Dienstleistungsbereich sowie gastronomischen Angebo-
ten insbesondere im Dachbereich erfordern Änderungen bei der Zu-
gänglichkeit (außen liegendes Treppenhaus) sowie gegebenenfalls
bei der Dachgestaltung.

d) Ergebnis der Vorprüfung

Von dem Vorhaben sind keine erheblichen Umwelteinwirkungen
zu erwarten. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung muss daher nicht
durchgeführt werden.
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